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Anfrage zum Thema „Rettungsweg über Geräte der Feuerwehr‘‘

Sehr geehrter Herr Schnoor,

als Architekt und Sachverständiger bin ich seit Jahren, in enger Zusammenarbeit mit Herr Dittmar, Staatliches
Baumanagement Braunschweig a. D., für vorbeugenden Brandschutz tätig. Wir erstellen Brandschutzkonzep-
te, ertüchtigen Bestandsbauten und setzen die Grundanforderungen des vorbeugenden Brandschutzes um.

In unserer Praxis, wie auch als Referenten der Architektenkammer werden wir seit 2012 verstärkt mit EINER
wiederkehrenden Frage des Brandschutzes konfrontiert, die derzeit auf der Planungsebene nicht befriedi-
gend beantwortet werden kann: „Rettungsweg über Geräte der Feuerwehr und Unverhältnismäßigkeit bei
der Forderung von Außentreppen‘‘. Insbesondere mit der Kernfrage: „Wie sicher muss das geforderte Ermög-
lichen der Rettung über Geräte der Feuerwehr im Verhältnis zu vorhandenen Flucht- und Angriffswegen sein?‘‘

Wir adressieren diese Anfrage hier mit Bitte um grundsätzliche Klärung an Sie als übergeordnete Entschei-
dungsebene. Mit der Anfrage wenden wir uns auch deshalb direkt an Sie, da eine schnelle Klärung dieser
grundlegenden Brandschutzfrage von übergeordneter Bedeutung für die praktische Ausgestaltung des
Brandschutzes ist - nicht nur in Niedersachsen sondern im gesamten Bundesgebiet.

Wir bitten Sie schnellstmöglich eine verbindliche und für alle Brandschutzsachverständigen und Architekten
praktikable, nachvollziehbare und im Sinne guter Architektur, wirtschaftlichen Handelns und der Sicherheit
klare Regelung herbei zu führen, um Reibungsverluste und größeren Schaden abzuwenden.

Zur Verdeutlichung der Problemlage stellen wir Ihnen dazu im Folgenden unsere Kenntnisse zur Situation,
inkl. Fallbeispiele, sowie unsere langjährige Praxiserfahrung zur Verfügung.

Dringlicher Klärungsbedarf:

Obwohl uns keine Erkenntnisse bekannt sind, die eine Verschärfung des Anforderungsniveaus erfordern,
werden seit 2012 im Rahmen des Ermessens nach §§ 39, 40 VwVfG sehr häufig zwingend Außentreppen ge-
fordert. Als Begründung wird hierbei mit Bezug auf §33 der NBauO ausschließlich auf Bedenken der Feuer-
wehr ab einer Personenzahl über 10 Personen verwiesen. Feuerwehr und Baubehörden führen als Lösung
ausschließlich die „Rettung über Leitern‘‘ und als Beurteilungskriterium „Rettungszeiten‘‘ an. Die Sinnhaf-
tigkeit dieser theoretischen rein mathematischen Betrachtungen „über Rettungsgeräte der Feuerwehr‘‘ ist aus
der Perspektive des Brandschutzes nicht nachvollziehbar.
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In letzter Zeit gibt es eine Häufung an Fällen mit derartiger Begründung. Insbesondere um für zukünftige
Bauvorhaben eine sachdienliche Diskussion im Antragsverfahren führen zu können, scheint uns eine generel-
le Klärung zur Handhabung aus folgenden Gründen notwendig

1. zur Vermeidung überflüssiger und architektonisch strittiger Außentreppen , auch mit Blick auf
den Denkmal-, Nachbar- und den Bestandsschutz;

2. um die derzeit ausschließlich praktizierte Fixierung ausschließlich auf Leitern aufzubrechen und auf
alle Geräte der Feuerwehr zu erweitern , damit bei unterschiedlichen Voraussetzungen geeignete
schutzzielorientierte und intelligente Lösungen zur Rettung zugelassen werden können;

3. um eine angemessene Mitbewertung der auch im Brandfall zur Verfügung stehenden notwendi-
gen Treppenräume zur Rettung im Zusammenhang mit Geräten der Feuerwehr, wie Atemschutzge-
rät, Schutzanzüge, Druckbelüfter etc. im Sinne der Einsatztaktik (B1- Ausbildung der Feuerwehr) zu
erwirken;

4. nach augenblicklicher Handhabung ist kein praktischer Mehrwert erkennbar, der diese enge Aus-
legung rechtfertigen könnte; viele aktuelle Anforderungen sind wirtschaftlich kaum vertretbar und
stellen aus unserer Sicht ein Übermaß dar.

Wir verzeichnen, dass seit 2012 eine Fixierung der Bauaufsichtsämter auf „Leitern als allein zu berücksichti-
gendes Mittel der Feuerwehr‘‘ stattfindet. Es kann hier bewusst von einer „Fixierung‘‘ gesprochen werden, da
an diesem Lösungsweg festgehalten wird, obwohl angemessenere Alternativen vorgelegt werden. Sie wer-
den schlicht nicht angemessen gewürdigt. Diese starre Vorgehensweise lässt sich u.E. aus einer bislang unter-
schätzen Unklarheit in der Rechtsgrundlage erklären.

Diese aktuell praktizierte Vorgehensweise der Behörden kollidiert regelmäßig mit dem gesetzlichen Auftrag
der Architekten und Brandschutzsachverständigen, die verpflichtet sind, wirtschaftlich und sicher zu bauen.
Sie dürfen keine überzogenen Kosten erzeugen (positive Vertragsverletzung nach § 823 BGB). So dürfen
bspw. in Brandschutzkonzepten keine Anforderungen gestellt werden, die sich nicht aus den gesetzlichen
Grundlagen oder aber nach fachlichem Ermessen nachvollziehbar herleiten lassen, da sonst ggf. der Haf-
tungsfall eintritt. Bei ordnungsgemäßer Ausführung können in die BSK nicht einfach Anforderungen der Feu-
erwehr übernommen werden!

Für alle Ausführungen hingegen, welche die Genehmigungsbehörde formal fordert, haftet diese. Sofern Ar-
chitekten überzogene Anforderungen sehen, sind sie gegenüber den Bauherren hinweispflichtig und müssen
die Kosten benennen. Dies könnte im ungünstigen Fall zu Schadensersatzforderungen gegenüber der Behör-
de führen.

Klare Regelungen sollten daher umgehend im Interesse der Genehmigungsbehörden, wie auch im Interesse
der Architekten/  Brandschutzgutachter und deren reibungsloser Zusammenarbeit entwickelt werden. Diese
Regelungen können gefunden werden, indem weitere, relevante Aspekte bei der Brandschutzplanung einbe-
zogen werden.

Unser Beitrag zur Diskussion um dieses Thema, von dem zahlreiche Architekten, Brandschutzbeauftragte und
Bauherren betroffen sind, soll also dazu dienen Lösungspotenziale aufzuzeigen und die dringend notwendi-
ge, sachgerechte Entscheidungen herbeizuführen. Die derzeit unverhältnismäßige Anforderungspraxis könn-
te so optimiert werden. Aufgezeigt werden im Anhang zwei konkrete Fallbeispiele, welche die weit verbreite-
ten praktischen Anforderungen und mögliche Alternativen zu „Außentreppen‘‘ verdeutlichen.

Fakten, Fragen, Anfrage an die ARGE-Bau:

Der Gestaltungsraum hinsichtlich alternativen, effektiveren Brandschutzmaßnahmen, zwischen dem Extrem
„Außentreppe‘‘ oder der „Begrenzung auf 10 Personen‘‘ im anderen Extrem, bleibt derzeit ungenutzt. Vor-
schläge dazu wurden bis heute nicht gewürdigt. Der erforderliche Diskurs hierzu findet nicht statt.
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ANHANG /DISKUSSIONSBEITRAG

Zur sachdienlichen Erörterung dieser komplexen Fragestellung „Rettungsweg über Gerät der Feuerwehr‘‘
müssen unseres Erachtens mehrere  Betrachtungsebenen einbezogen werden, die wir im Folgenden vorstel-
len.

I. Fallbeispiele zur Veranschaulichung der Problemstellung

Fallbeispiel /Extrem 1: Forderung nach einer Außentreppe:
Dieses konkrete Fallbeispiel aus eigener Arbeit, bei der es um die Existenz einer Hannoveraner Institution
(TUT) geht, zeigt einen Präzedenzfall, anhand dessen sich die bislang abstrakte Diskussion konkretisieren
lässt.

In dem Ablehnungsbescheid (Nds) zum Bauantrag der zweigeschossigen baulichen Bestandsanlage heißt es:
„Klar ist, dass der 2. Rettungsweg über Geräte der Feuerwehr nicht die gleiche Sicherheit bietet, wie
der erste Rettungsweg‘‘.

Wie in anderen Fällen werden auch hier „Bedenken‘‘ der Feuerwehr - jenseits der Fragen nach dem erforder-
lichen Löschwasser, der Zuwegung, den Aufstellflächen und den Geräten/ Mitteln der Feuerwehr - zwingend
mit der Anforderung nach einem zweiten baulichen Rettungsweg verknüpft. Bei Nichterfüllung würde die
Genehmigung verweigert.

Begründet mit der Messzahl: „ab 10 Personen‘‘ werden in dem Bescheid eine Reihe von Anforderungen aufge-
rufen, die das Erfordernis eines Anbaus bzw. die Herstellung eines zweiten baulichen Rettungsweges begrün-
den sollen. Dieser hohe Aufwand obwohl diese bauliche Bestandsanlage weit unterhalb der Erfordernisse von
Sonderbauten zu bewerten ist.

Es besteht Klärungsbedarf, ob diese hier genannte Anforderung „ab einer Messzahl von 10 Personen‘‘ zu
Recht besteht, wo doch in der Landesbauordnung die Zahl 10 lediglich ein Indiz dafür sein soll, dass für den
jeweiligen Fall eine Erörterung bzw. Abwägung des Sachverhalts stattfindet.

Fallbeispiel /Extrem 2: Forderung nach Reduzierung der Personenzahl:
In einem weiteren noch offenen Verfahren zu einem 5- geschossigen denkmalgeschützten Bauvorhaben,
genutzt als Büro- und Verwaltungsnutzung,  findet sich folgendes Prüfungsergebnis

„Die Anzahl der Nutzer in der Nutzungseinheit … ist zu hoch (21 Personen). Eine Rettung über das
Rettungsgerät der Feuerwehr ist nicht möglich. Hier ist deshalb ein zweiter baulicher Rettungsweg
notwendig‘‘.

Andernfalls „müsste die Zahl der Nutzer in der Nutzungseinheit 3 deutlich reduziert werden‘‘.

Folgt man dieser Herangehensweise ergeben sich in Konsequenz daraus weitergehende Fragen:
· Was passiert, wenn Besuch kommt - wer muss  dann raus?
· Sind Drehkreuze zur Personenzählung geeignete Mittel zur Dokumentation dieser Auflage?
· Sind Betriebsfeiern mit mehr als 10 Personen als Sonderveranstaltung anzumelden?
· Erlischt bei 11 Personen die Baugenehmigung?

Dies ist nicht zielführend und entspricht nicht unserer Lebenswirklichkeit. Fast scheint es, als würde eine
ungeeignete Frage richtig beantwortet. Um die von allen Seiten gewünschte Klärung mit durchaus kritischem
Sachverstand herbeizuführen, stellen wir eine konstruktivere Herangehensweise vor.
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Wie würde die Antwort lauten, wenn hier die Brandschutz-Frage wie folgt gestellt würde:
Kann die Feuerwehr, da eine Rettung aus einer „brennenden Nutzungseinheit‘‘ über die Fenster kaum je mög-
lich sein wird, nach 10 Minuten Anrückzeit parallel zur Bekämpfung des Feuers kriechend, auf dem Boden,
tastend, mit mindestens 2 Trupps eventuell eingeschlossene einzelne Personen die sich nicht retten konn-
ten (Eigenrettung) über den Angriffsweg des notwendigen Treppenraums retten (B1-Ausbildung, Einsatztak-
tik der Feuerwehr)?

Wir glauben, dass diese Frage durch die Feuerwehr sehr wohl mit JA beantwortet werden kann.

II. HINTERGRUNDMATERIAL zur Einordnung und Lösungsentwicklung

1. Einführung  ...........................................................................................................................   Seite 3 - 5
2. Allgemeine Darstellung....................................................................................................   Seite 6 - 9
3. Präzedenzfall TUT ..............................................................................................................  Seite 10 - 12
4. Gegenüberstellung MBO / NBauO, Bewertung der Rechtsauslegung …....  Seite 13 - 17

III. Fallbeispiel TUT, Anlagen zur Anfrage bei der ARGE-Bau *)

1. Anforderung durch die Feuerwehr, vorbeugender Brandschutz (Anlass), vom 17.12.2013
2. Brandschutznachweis des Entwurfsverfassers, Stand: 13.11.2014
3. Ergänzung zur Stellungnahme, Stand 07.08.2015
4. Anlage zum Widerspruch vom 17.11.2015

*) Der gesamte Vorgang liegt uns vor und kann bei Bedarf angefordert werden.
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1. Einführung

Ist das vom Gesetzgeber so gewollt?

Realbrand, eine Rettung über Leitern der
Feuerwehr ist NICHT angeraten.

www.feuerwehr-langendernbach.de

Darstellung eines Realbrandes als Ausgangssituation
bei einem Angriff über den Treppenraum.

Feuerwehr-Vechta.de, Übungscontainer

1.1 Grundanforderungen

Bauliche Grundanforderungen zur Erfüllung vorgegebener Schutzziele (neben Anlagentechnik und Organisa-
tion) sind:

1. Funktionierendes Abschottungsprinzip
2. Funktionierende Fluchtwege
3. Funktionierende Rettungswege und Angriffswege

Rückblick:
Feuerstätten,  in historischer Zeit  eine herausragende Quelle von Brandereignissen, werden technisch zu-
nehmend sicherer. Zudem setzen sich immer höhere Anforderungen an Türen in Treppenräumen und im
Bereich der Brandfrüherkennung durch, sodass entsprechend die Fluchtwege auch für die Feuerwehr zu-
nehmend sicherer werden.  Der zweite Rettungsweg kann unterhalb der Anwendungsbereiche von Sonder-
bauten über Geräte der Feuerwehr führen. Hierzu liegen uns bis 2012 viele Baugenehmigungen vor, nach der
die Feuerwehr die Möglichkeit der Rettung über Geräte der Feuerwehr bejaht.

1. 2. Heute praktizierte Ablauf zur Herleitung zusätzlicher Außentreppen

Obwohl uns keine Erkenntnisse vorliegen, die seit 2012 eine Verschärfung dieses Anforderungsniveaus erfor-
dern, werden in neuerer Zeit darüber hinaus zwingend Außentreppen (als Ersatz für fehlendes Gerät der Feu-
erwehr?) gefordert.

Darüber gibt es zunehmend zähe und zermürbende Diskussionen, bedingt durch den § 33 MBO/ NBauO,
nach der die untere Bauaufsichtsbehörden sich von der Feuerwehr den Nachweis erbringen zu lassen will, ob
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deren Leitern genauso sicher seien wie die gebauten Angriffs- und Rettungswege. Dieses wird regelmäßig
verneint.

Die Behandlung der Genehmigungsanfragen funktioniert nach folgendem Schema:

Die Feuerwehr, die unter Einsatz Ihres Lebens bereit ist, Feuer zu bekämpfen und Menschenleben zu retten,
wird seit Novellierung der NBauO „Niedersächsische Bauordnung‘‘, gemäß § 33 (ab 10 Personen, in anderen
Bundesländern in der Regel ab Sonderbauten)  bei mittlerweile fast jedem Bauvorhaben mit der Frage kon-
frontiert, ob „Bedenken‘‘ zur Eignung der Rettung über Geräte der Feuerwehr zur Rettung ALLER Personen
bestünden, und ob diese genauso sicher seien wie der erste Rettungsweg.

Wird der § 33 so ausgelegt, dann ergibt sich aus dieser Fragestellung logisch und zwingend, dass die Feuer-
wehr „Bedenken‘‘ äußern MUSS, da der Rettungsangriff über Geräte (Leiterburgen) der Feuerwehr NIE so si-
cher sein kann, wie die ebenfalls mögliche Rettung und Löschangriff über die gesetzlich geforderte und vor-
handene bauliche Treppenanlage (notwendiger Treppenraum) .  Und hierbei geht es nicht um Angriffswege,
Löschwasser und nicht vorhandenes Gerät der Feuerwehr!

Welchen Sinn diese Fragestellung zum jeweiligen Bewertungsfall macht, entzieht sich trotz mehrfa-
cher Anfragen jeglicher sachdienlichen Erörterung und Abwägung. Es muss also dringend hinterfragt
werden, ob hier eigentlich die richtige Frage gestellt wird.

1.3 Ist diese aktuelle Handhabung vom Gesetzgeber wirklich so gewollt?
Bis 2012 war das Anleitern kein Problem, da die Feuerwehr  mit Ihrer Ausrüstung  bei einem Vollbrand, (siehe
Photos weiter oben), nach Ihrer Ankunft (ca. 10 Minuten nach der Brandmeldung) nur in allerseltensten Fällen
die Rettung über Leitern, sondern realistischer weise kriechend, tastend, mit mindestens 2 Trupps, mit Atem-
schutzgerät, über den Angriffsweg  Treppe (Einsatztaktik, B1- Ausbildung zur Einsatztaktik der Feuerwehr)
Einsätze zur Personenrettung vornehmen konnte und ferner aus der brennenden Nutzungseinheit eine durch
den Erhaltungstrieb und organisatorischen Brandschutz sich erklärende Eigenrettung über die sicheren Ret-
tungs- und Angriffswege unterstellt wurde. Wurden die einschlägigen Anforderungen erfüllt, war darüber
hinaus auch ein Löschangriff und eine Rettung über Geräte der Feuerwehr „möglich‘‘.

Nun aber werden aufgrund sehr allgemein gehaltener „Bedenken‘‘ selbst bei denkmalgeschützten Bauwerken
weit unterhalb der Sonderbauten - für die zweite bauliche Rettungswege sehr wohl erforderlich sind - Bauge-
nehmigungen verweigert, die unterschiedlichste Treppenkonstruktionen festgesetzt und vor die Außenwän-
de gestellt, mal als separater notwendiger Treppenraum, mal als Ersatz für fehlendes Gerät der Feuerwehr
(das wäre nachvollziehbar) und alle Varianten dazwischen. Die Fantasie in der Auslegung lässt keine plausib-
len Strukturen erkennen. Die Bauherren scheuen langatmige Widerspruchsverfahren und geben oft zähne-
knirschend nach.

Ob aus der Anforderung nach einer Prüfung der Eignung „zwingend und in jedem Fall‘‘  Außentreppen  im
Ergebnis festgesetzt werden können oder ob das Übermaßverbot eine Missachtung erfährt, - ob hier

leichtfertig - ÜBER die oben benannten Errungenschaften - Anforderungen gestellt werden, ist -  wenn
nicht mit dieser Anfrage eine grundsätzliche Klärung  herbeigeführt werden kann - irgendwann durch Gerich-
te zu entscheiden.
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Um das zu vermeiden, wollen wir mit unserer Anfrage eine Klärung herbeiführen und erfahren, welche noch
unbenannte Gefahr diese Festsetzungen rechtfertigt, worin der  gewollte Mehrwert liegen soll, warum dem
Bauherren diese Kosten zugemutet werden  und warum wir in Niedersachsen nun überall Außentreppen
errichten.

Ist das die vom Gesetzgeber gewollte und aus dem Baurecht
herzuleitende bauliche Zukunft?

Außentreppe TUT Quelle: Angie from Sawara,
Chiba-Ken Japan, CCBY 2.0

T U T
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2. Allgemeine Darstellung

Wird die richtige Frage gestellt?

2.1 Einleitung:
Bei einigen Sonderbauten gibt es zwingende Anforderungen nach einem zweiten baulichen Rettungsweg bei
Versammlungsstätten (ab 200 Personen), Hotels mit (mehr als 60 Betten), Schulen, Verkaufsstätten etc.

Im Umkehrschluss kann gefolgert werden, dass unterhalb der Anwendungsbereiche der Sonderbauten zwei-
te bauliche Rettungswege NICHT zwingend erforderlich sind.

Bei Bauwerken unterhalb geregelter Sonderbauten fordert der Nieders. Gesetzgeber jedoch, dass GEPRÜFT
werden soll (Bundesweit bei Sonderbauten, in Niedersachsen ab 10 Personen!), ob eine Rettung über Geräte
der Feuerwehr MÖGLICH sei oder ob es BEDENKEN hierzu gibt.

Hierbei geht es in erster Linie um klar quantifizierbare Fragen nach der  Löschwasserversorgung, Zugänglich-
keit, vorhandenes Gerät der Feuerwehr, Anfahrtszeiten, vorhandene Aufstell- und Bewegungsflächen. . In
Niedersachen ist die Handhabung geregelt im Rundschreiben des Niedersächsischen Ministeriums für Inneres
und Sport vom 07.03.2014 (Az. 36.11 --- 13120). Diese Fragen wurden bis 2012 schnell beantwortet, sind gere-
gelt und im Bauantrag/ Brandschutzkonzept nachprüfbar nachzuweisen, eine Genehmigung kann anschlie-
ßend erteilt werden. Dieses Vorgehen hat sich über Jahre bewährt, weitergehende Anforderungen konnten
bei positiver Klärung dieser Fragen nicht hergeleitet werden.

Mit Einführung der Novellierung der NBauO hat sich seit 2012 hierbei etwas verändert.

Ohne Berücksichtigung des Umstandes, dass eine Rettung über Geräte der Feuerwehr aus einer real „bren-
nenden Nutzungseinheit‘‘ fast unmöglich ist (Flammenwand/ Flash-Over, siehe Photos weiter oben) und die
Feuerwehr einsatztaktisch im Regelfall über den notwendigen Treppenraum zur „brennenden Nutzungsein-
heit‘‘ vorgehen wird (B1-Ausbildung der Feuerwehr, Einsatztaktik),  wird bei der Beurteilung, ob ein zweiter
bauliche Rettungsweg erforderlich ist, stillschweigend erstens von einer spontanen NICHTEXISTENZ des
Treppenraumes bei einem Brandfall innerhalb einer Nutzungseinheit ausgegangen, zweitens  wird eine EI-
GENRETTUNG aus jeder Betrachtung konsequent NEGIERT und drittens werden im Genehmigungsverfahren
unbestimmte Rechtsbegriffe wie „möglich‘‘ und „Bedenken‘‘ stark strapaziert und restriktiv so ausgelegt, dass
nunmehr zweite bauliche Rettungswege als Regelfall auch unterhalb der Anwendungsbereiche der Sonder-
bauverordnungen gefordert werden.

2.2 Um überhaupt eine Diskussionsgrundlage darüber zu haben, wann eine Rettung über Geräte der
Feuerwehr überhaupt sinnvoll ist, werden im Folgenden unterschiedliche Brandereignisse aufgezeigt:

Gemäß den Schutzzielen der MBO wird EIN Brandereignis unterstellt.

1. Es brennt INNERHALB der Nutzungseinheit:
Der notwendige Treppenraum kann ausreichend lange benutzt werden. Eigenrettung, Fremdrettung
und der Hauptangriff erfolgen bestimmungsgemäß über diesen  Treppenraum.

2. Es brennt OBERHALB der Nutzungseinheit:
Auch dann kann der notwendige Treppenraum ausreichend lange benutzt werden. Eigenrettung,
Fremdrettung und der Hauptangriff erfolgen über diesen Treppenraum.

3. Es brennt es UNTERHALB der Nutzungseinheit:
Dann kann der erste Rettungsweg (Treppenraum) zwar verrauchen, in diesem Fall ist jedoch eine
Flucht oder Rettung  (Abschottungsprinzip) deutlich zeitunkritischer.  Da in so einem Fall aus dem un-
teren Geschoss Flammen und Rauch schlagen, erscheint  eine Rettung über Leitern oder offene Trep-
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pen (als Ersatz für fehlendes Gerät der Feuerwehr?) an der Fassade nicht empfehlenswert. Der Trep-
penraum lässt sich mit Gerät/ Mitteln der Feuerwehr entrauchen und ist dann wieder benutzbar.

4. Es brennt IM notwendigen Treppenraum:
Aufgrund geringer bis gar keine Brandlasten und der hohen Anforderungen an die Wände und Türen
ist eine akute Rettung von Personen nicht zwingend erforderlich. Die Feuerwehr kann diesen Trep-
penraum mit Ihrer Ausrüstung (Atemgerät, etc.) sehr wohl benutzen (Einsatztaktik, B1- Ausbildung
der Feuerwehr), die Rettungswege sind nach den  Löscharbeiten wieder benutzbar.

5. Ausnahme historischer Treppenraum :
Bei historischen Treppenräumen mit hohem Brandgefährdungspotential und hohe Ausfallswahr-
scheinlichkeit kann im Rahmen eines Umnutzungsantrages oder bei einer konkreten Gefahr, anzu-
ordnen von der unteren Bauaufsicht, neben der brandschutztechnischen Ertüchtigung auch die Er-
stellung eines zweiten Rettungsweges eine sinnvolle  Maßnahme sein.

2.3 Resümee:
Nur im Fall 3  und 4 ist eine Rettung über Geräte der Feuerwehr überhaupt möglich, dann aber zeitunkritisch.
Unterhalb der Geltungsbereiche der Sonderbauten sind zweite bauliche Rettungswege weder gesetzlich  als
zwingende Anforderung erforderlich, noch stellen offene Treppenanlagen vor Fensteröffnungen ---gerade
noch herzuleiten als Ersatz für fehlendes Rettungsgerät (Leitern) der Feuerwehr- eine gravierende Verbesse-
rung zur Personenrettung dar.

2.4 Warum der Umweg über „Bedenken‘‘?
Sollte aufgrund von Schadensereignissen, um damit einen deutlichen Mehrwert an Sicherheit zu erlangen,
der Gesetzgeber unterhalb der Sonderbauverordnungen die Erstellung zweiter baulicher Rettungswege für
erforderlich halten, könnte das ohne den Umweg der „Bedenken‘‘ in den Bauordnungen (ab 10 Perso-
nen?) eingestellt werden.

Warum dann aber Menschen im Wohnungsbau diese Sicherheit nicht geboten wird, Partys mit 50 Personen
und mehr sind möglich, wäre noch zu begründen.

Auf die dann einsetzende Diskussion darf man gespannt sein.

2.5 Anmerkungen zur derzeitigen allgemeinen Handhabung:
Obwohl hierzu vom Gesetzgeber nicht dazu ermächtigt (siehe Rundschreiben (Az. 36.11 --- 13120) vom
07.03.2014, herausgegeben durch das Niedersächsische Ministerium für Inneres und Sport) fordern und
beraten Feuerwehr, bzw. Brandschutzprüfer die Bauwilligen  dahingehend, selbst zweite bauliche Ret-
tungswege zu beantragen, da ansonsten die Genehmigungsfähigkeit nicht gegeben sei! Die Genehmigungs-
behörde schließt sich dieser Fachmeinung in der Regel an, eine sachbezogene Erörterung bzw. Abwägung
findet zu diesem Thema nicht/ kaum statt.

Daraus ergibt sich, dass in Niedersachsen nicht mehr ab z. B. 200 Personen (siehe Versammlungsstätte), son-
dern schon ab 10  Personen zweite bauliche Rettungswege durch die Feuerwehr ZWINGEND gefordert wer-
den!

Andere Maßnahmen, die z. B. beim Bestand geeignet wären, „Bedenken‘‘ auszuräumen (Interne Frühalarmie-
rung, Außentreppen als Ersatz für fehlenden Gerät der Feuerwehr, Erstellen sogenannter „sicheren Bereiche‘‘,
denkbar auch Druckerhöhungsanlagen…) werden nicht gewürdigt --- hier verweisen wir auf den beiliegenden
Präzedenzfall!

Hierbei betreffen diese Anforderungen das gesamte Spektrum, beginnend vom Neubau bis hin zur Umnut-
zung von Wohnungen in Arztpraxen im innerstädtischen Bereich. Die sich  daraus ergebenden „Klimmzüge‘‘,
um  im Bestand Außentreppen anzubringen, können immer häufiger besichtigt werden.
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Bei einer so vollzogenen Unverhältnismäßigkeit liegt die Bewertung nahe, dass hier durchaus ein Übermaß
der gestellten Anforderungen vorliegt. Daher ergibt sich der hier vorgetragene Klärungsbedarf.
Trotz der legalen Möglichkeit gemäß NBauO bis zu einer ggf. noch weiter zu spezifizierenden Abwägung
OHNE zweiten baulichen Rettungsweg auszukommen, wird sukzessiv eine vom Gesetzgeber gewollte Würdi-
gung des Einzelfalles unterlassen.

2.6 Warum gibt es zu diesen übermäßig eingestellten Anforderungen keinen Aufschrei?

Die Erklärung ist so schlicht wie in deren Auswirkungen:
Durch die im Folgenden aufgeführte Vorgehensweise findet eine öffentliche Erörterung bis heute nicht statt.
Bauwillige erleben Ihre Bauvorhaben als Einzelschicksale, als Begründung dient der Verweis, dass die Äuße-
rung von „Bedenken‘‘ vollkommen ausreiche und nun ganz Niedersachsen mit baulichen Außentreppen aus-
zustatten sei.

Durch eigene Erfahrung und die unserer Architektenkollegen ist klar belegbar, dass Architekten und Bauwilli-
ge systematisch und EINZELN durch Feuerwehr und Brandschutzprüfer belehrt werden, dass ab 10 Personen
Bedenken bestehen, einer Genehmigung nicht zugestimmt werden kann und die Genehmigungsbehörde
hier einvernehmlich mitgehen wird.‘‘ (Zitat).

Und das, obwohl Feuerwehr bzw. Brandschutzprüfer gemäß Rundschreiben des Niedersächsischen Ministeri-
ums für Inneres und Sport vom 07.03.2014 (Az. 36.11 --- 13120) NICHT ermächtigt worden sind, zweite bauli-
che Rettungswege zu fordern, da  die Wahrnehmung der Prüfung und Bewertung ausschließlich der unteren
Bauaufsicht obliegt! Gleichwohl werden diese Anforderungen weiterhin nachdrücklich gestellt,  baurechtlich
fallbezogene Gründe NICHT vorgetragen.

Bauherren, wenn sie sich nun entschlossen haben, baldmöglichst zu bauen und im Regelfall ein langwieriges
Widerspruchsverfahren scheuen, beantragen in dieser Situation oft zähneknirschend selbst die Errichtung
eines zweiten baulichen Rettungsweges. Ein so gestellter Bauantrag wird dann zeitnah und „antragsgemäß‘‘
genehmigt. Da die Genehmigungsbehörde in dem skizzierten Fall selbst keine Anforderung gestellt hat, ist
ein Widerspruch schon allein der Form und der Sache nach ausgeschossen.

Aus diesem Grunde gibt es auch kaum gerichtlich behandelte Vergleichsfälle, bei denen über die gesetzliche
Ermessensfrage dieser Anforderungen entschieden worden ist. Für den gesamten Bereich zwischen 10 und
200 Personen hat sich so ein scheinbar rechtsfreier Raum gebildet, in dem sogenannte „Bedenkenträger‘‘ die
Meinungsführerschaft übernehmen - der fallbezogene „Sachverstand‘‘ erfährt keine angemessene Würdi-
gung.

Vielleicht wird hier aber auch eine falsche richtige Frage richtig beantwortet.

2.7 Die derzeit gestellte Frage lautet:
Kann die Feuerwehr die Rettung AUSSCHLIESSLICH über die Fenster und die Geräte der Feuerwehr (hier aus-
schließlich Leitern), NACH 10 Minuten Anrückzeit unter den Annahmen,  dass der notwendige  Treppenraum
NICHT existiert, KEINE EIGENRETTUNG erfolgt ist und ALLE Personen aus einer „brennenden‘‘ Nutzungseinheit
in KÜRZESTER ZEIT (Rettungsraten) zu retten seien, gewährleisten?

Unter Ausklammerung des Faktes, dass eine Rettung aus einer „brennenden Nutzungseinheit‘‘ über Fenster
aufgrund der Flammenwand/ Flash-Over kaum je möglich sein wird (siehe o. g. Fallbeispiele) und per Defini-
tion „Leitern‘‘ der Feuerwehr faktisch NIE genauso sicher sein können, wie der erste bauliche Rettungsweg,
müssen sich (in Niedersachsen ab 10 Personen) aus dieser Fragestellung zwingend „Bedenken‘‘ der Feuer-
wehr ergeben. Rettungsraten über die Geräte der Feuerwehr zu berechnen macht zwar nur für Nutzungsein-
heiten Sinn, in denen es NICHT brennt, diese Frage wird dennoch gar nicht erst gestellt. Dass der Treppen-
raum, der weiterhin als Angriffs- und Rettungsweg zur Verfügung steht, bei dieser Fragestellung als nicht
existent unterstellt wird, macht die Antwort einer sinnvollen Fragestellung  umso zwingender.
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2.8 Wie würde die Antwort lauten, wenn die Frage wie folgt gestellt würde:

Kann die Feuerwehr, da eine Rettung aus einer „brennenden Nutzungseinheit‘‘ über die Fenster kaum je mög-
lich sein wird, nach 10 Minuten Anrückzeit parallel zur Bekämpfung des Feuers kriechend, auf dem Boden,
tastend, mit mindestens 2 Trupps eventuell eingeschlossene einzelne Personen die sich nicht retten konn-
ten (Eigenrettung) über den Angriffsweg des notwendigen Treppenraums retten (B1-Ausbildung, Einsatztak-
tik der Feuerwehr)?

Wir glauben, dass diese Frage durch die Feuerwehr sehr wohl mit JA beantwortet werden kann.

Wichtig in diesem Zusammenhang ist der Fakt, dass die Feuerwehr faktisch NUR tätig werden kann, wenn sie
(nach ca. 10 Minuten) vor Ort erscheint, eine Eigenrettung aber schon in der 1.-3. Minute erfolgen kann und
muss.

Maßnahmen, die auf den Zeitraum VOR dem Erscheinen der Feuerwehr zielen, wie Frühalarmierung, Eigen-
rettungsraten etc. sind zur Zeit NICHT berücksichtigter Gegenstand der Anfragen bei der Feuerwehr, werden
daher auch NICHT gewürdigt und entziehen sich somit systembedingt jeglicher Bewertung durch die fachli-
che Stellungnahme. Hier ist ganz konkret die Bauaufsicht zur Aufgabenbewältigung gefordert.

2.9 Impulsgebende Literatur zur oben genannten Fragestellung:
Ein Artikel der niederländischen Zeitung „de verdieping TROUW‘‘  vom 24.12.2013 erhielt folgende Kernaus-
sagen von Dr. Isa Helsloot, Professor für Krisenmanagement und Sicherheitspolitik:
…Angeblich sei die wichtigste Aufgabe der Feuerwehr, Menschen zu retten. In Wirklichkeit werde aber höchst sel-
ten jemand gerettet. Viele Personen seien schon vor Eintreffen der Feuerwehr durch Ersticken tot, bei anderen tritt
der Tod nach der erfolgten Rettung ein. Dies sei das Ergebnis von Untersuchungen. Warum benötigt man dazu eine
Hilfsfristvorgabe von acht Minuten?

… Bei der Schadensbegrenzung sei die wichtigste Aufgabe, die Brand- und insbesondere Rauchausbreitung zu
verhindern….

Mit welchen Argumenten würden wir in Deutschland solchen Aussagen entgegentreten?

Quelle: „Zur Zukunft des Brandschutzes‘‘, Dirk Aschenbrenner, Sicherheitsingenieur mit dem  Schwerpunkt
Brand- und Explosionsschutz; Leitender Branddirektor der Feuerwehr Dortmund; Präsident zur Förderung des Deut-
schen Brandschutzes e. V (vfdb) FeuerTrutzMagazin 2.2015
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3. Präzedenzfall TUT

Nun der ganz konkrete Praxisbezug

Damit diese Diskussion nicht nur abstrakt geführt wird, hier beispielhafter der Präzedenzfall TUT, an dem sich
die oben beschriebene Handhabung konkret verfolgen lässt:

3.1 Einleitung:
Unter dem Hilferuf „Sind die Clowns noch zu retten?‘‘ wurden wir zum wiederholten Mal mit dem Thema
konfrontiert, ob eine Außentreppe aus oben benannten Gründen „zwingend‘‘ erforderlich sei., Für die Institu-
tion „TUT, Schule für Tanz, Clown und Theater‘‘ ist dies  eine existenzielle Frage. Sie stünde vor einem FINAN-
ZIELLEN AUS, da eine solche Außentreppe, mit entsprechender Umlage auf die Miete Ihren finanziellen Rah-
men sprengen würde. Auch der Bauherr sucht eine bezahlbare und sinnvolle Lösung.

3.2 Kurzbeschreibung:
KEIN Sonderbau, Antrag im vereinfachten Verfahren
2 ---geschossige Hofbebauung, 1. OG, h ca. 3 m, mit  Übungsräumen des TUT.
Bruttogrundrissfläche 369,06 m², damit < 400 m².
Massive Bauart, Erschließung über einen notwendigen Treppenraum.
Maximale Belegung ca. 35 Personen.
Ein Brandschutznachweis wurde beigebracht.

Eine Beratung zu dieser Thematik fand trotz mehrfacher Aufforderung nicht statt, der eingereichte Brand-
schutznachweis mit diversen „Kompensationen‘‘ wird in keiner Weise gewürdigt, selbst eine Klärung unter-
schiedlich verwendeter Begriffe konnte nicht herbeigeführt werden.

Heutiger Stand: Die Genehmigung wird verweigert, immerhin liegt nun eine „schriftliche Stellungnahme
einer unteren Bauaufsicht vor‘‘, aus der nachvollziehbar die Schwierigkeiten der Auslegung ersichtlich wer-
den.

Begründung der Ablehnung: „Klar ist, dass der 2. Rettungsweg über Geräte der Feuerwehr nicht die glei-
che Sicherheit bietet, wie der erste Rettungsweg‘‘.

3.3 Chronologischer Ablauf:

Phase 1. Termin bei der Feuerwehr
vor Hinzuziehung eines Sachverständigen, mit Protokoll verfasst vom Architekten am 17.12.2012 mit „brand-
schutztechnischen Festlegungen‘‘ im Grundriss, (siehe Anlage 1).

Die Feuerwehr Hannover (vorbeugender Brandschutz) fordert vom Architekten die Erstellung eines not-
wendigen Flures, dichtschließende Türen, die Errichtung einer Wand zum Foyer in der Eigenschaft F30,…
Ferner wird festgelegt, dass bei einer Personenzahl ab 10 Personen der Führung des 2. Rettungsweges
über Rettungsgeräte der Feuerwehr nicht zugestimmt  wird.
Als Konsequenz daraus fordert die Feuerwehr für den 2. Rettungsweg eine Außentreppe mit Anschluss
an den notwendigen Flur, … Der Saal 2 wird als „gefangener‘‘ Raum definiert, ein Hausalarm mit Druck-
knopfmelder ist zu installieren,…… etc., etc.

Der Architekt übernahm diese Anforderungen 1: 1 in seine Planung.
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Den Bauherren erschienen diese Anforderungen als zu hoch angesetzt, zumal hier Zweifel an die Zuständig-
keit, mithin Rechtmäßigkeit der Feuerwehr bestanden und eine Ermessensentscheidung gemäß §§ 39,40
VwVfG weder begründet noch erkennbar war.

Phase 2, Hinzuziehung eines Sachverständigen
Spät, am 21.10.2014, wurde der Sachverständige Herr Abraham von Seiten der Nutzer und des Bauherrenver-
treters hinzugezogen. Es wurde die Frage gestellt, ob die o. g. Anforderungen rechtens und wirtschaftlich
angemessen zu fordern seien.

Phase 3, Abstimmung untere Bauaufsicht:
Zur Fristwahrung (letzte Fristverlängerung war der 30.10.2014) wurde am 13.11.2014 zum Bauantrag ein
Brandschutznachweis ohne Außentreppe eingereicht, (siehe Anlage 2).

Die Geräteausstattung der Feuerwehr wurde als ausreichend bewertet, die Zugänglichkeit und Bewegungs-
flächen waren gegeben, anleiterbare Fenster sind vorhanden.
Um gleichwohl den Bedenken der Feuerwehr entgegenzukommen, wurden im Brandschutzkonzept folgende
zusätzliche Maßnahmen genannt:

· Behebung erkannter baulicher Mängel (Entrauchung Treppenraum, Einbau T30 Tür)
· Erstellung von mehr als einem (bis zu 10) notwendigen Fenstern an durch Geräte der Feuerwehr er-

reichbarer Stelle
· Ausstattung der gesamten Etage durch funkvernetzte Rauchmelder (Vollschutz), zur frühzeitigen in-

ternen Alarmierung und Eigenrettung der anwesenden Personen
· Darüber hinaus Erstellung eines sogenannten „sicheren Raumes‘‘, entgegengesetzt zum  Ausgang in

den notwendigen Treppenraum.

Hervorzuheben ist hier der erkennbare Wille des Bauherren, diese Maßnahmen zu finanzieren, obwohl es sich
nicht um  „Kompensationen‘‘ im Sinne der Abweichungen nach § 66 NBauO handelt.

Erwiderung untere Bauaufsicht am 18.03.2015
…die brandschutztechnischen Maßnahmen sind nicht genehmigungsfähig, …mit Verweis auf die Beratung
vom 17.12.2013 durch den „vorbeugenden Brandschutz‘‘ sei der zweite Rettungsweg baulich sicherzustellen,
…

Erwiderung Sachverständiger am 15.04.2015
Bitte um Darlegung der Ermessensentscheidung für diesen „Idealfall der Anleiterbarkeit‘‘  mit ergänzenden
Argumenten bezüglich der Genehmigungsfähigkeit und dem Verweis, dass die Zuständigkeit zur Prüfung des
zweiten Rettungsweges über Rettungsgeräte der unteren Baubehörde obliegt , nebst Bitte um Würdigung
des Brandschutznachweises.

Schreiben untere Bauaufsicht vom 26.06.2015
Eine Brandfrüherkennung sei nicht geplant (Darlegung falsch).
„Klar ist, dass der 2. Rettungsweg über Geräte der Feuerwehr nicht die gleiche Sicherheit bietet, wie
der erste Rettungsweg‘‘. …mit einer letzten Frist Ihren Entwurf entsprechend zu ergänzen.

Hervorzuheben ist, dass die untere Bauaufsicht von nun an den zweiten bauliche Rettungsweg NICHT mehr
ausdrücklich fordert, gleichwohl sich vorbehalten wird, den Antrag kostenpflichtig abzulehnen, sollte der
Bauherr diese Treppe nicht SELBST beantragen!
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Ergänzung zur Stellungnahme durch den Sachverständigen am 07.08.2015
Schutzzielorientierte Erläuterung nebst Risikoanalyse mit Betrachtung des Zeitfaktors unter Berücksichtigung
der zur Verfügung stehenden Mittel der Feuerwehr und Begründung, warum der Antrag genehmigungsfähig
sei. Um einen gemeinsamen Termin wird gebeten, (siehe Anlage 3).

Ablehnungsbescheid vom 19.10.2015
Ablehnung auf der Grundlage von „Bedenken‘‘ ,…. dass die Rettung über Geräte der Feuerwehr nicht so si-
cher sei wie über einen ersten baulichen Rettungsweg, jedoch wiederum ohne ausdrückliche Anforderung
(Nebenbestimmung) zum Erstellen einer Außentreppe.

Fristgerechter Widerspruch zum Ablehnungsbescheid vom 17.11.2015
Erneuter Wunsch auf Abstimmung unter Hinweis auf die Beratungspflicht unter Hinzuziehung Herrn Dittmars.
Verweis auf ein wohl vorliegendes Übermaß, Erläuterung, warum ich aus Gründen der Haftung nach § 832
BGB keine weiteren Anforderungen stellen kann.  Mit Hinweis, dass diese zivilrechtliche Haftungsfrage auch
gegenüber der unteren Bauaufsicht besteht (Auf Deutsch: Auch gegen die ermächtigte und der Tat nach
handelnden Person kann der Bauherr bei materiellen Schäden gemäß §823 BGB Klage einreichen). Desweite-
ren wurde die untere Bauaufsicht darüber informiert, dass dieser Fall für die in Vorbereitung befindliche An-
frage bei der ARGE-Bau als Präzedenzfall hinzugezogen wird.

Mitteilung untere Bauaufsicht vom 19.01.2016
…müssen wir Ihnen leider mitteilen, dass Ihr Widerspruch erfolglos bleiben muss. Der Aspekt des Zeitfaktors
wird bei dem von Ihnen vorgelegten Brandschutznachweis nicht betrachtet! Bezüglich der angeforderten
Beratungsplicht  durch die untere Bauaufsicht erfolgt ein Verweis auf ein Beratungsgespräch mit Herrn S. von
der Feuerwehr mit dem Entwurfsverfasser. Wir beabsichtigen daher, Ihren Widerspruch als unbegründet zu-
rückzuweisen. ..,. Wir bitten bis zum 24.02.2016 um Mitteilung, ob sie den Widerspruch weiter aufrechterhal-
ten wollen,…...

Wiederum erfolgte keine Beratung durch die untere Bauaufsicht, die vorliegende Ergänzung zur Stellung-
nahme wurde nicht entsprechend gewürdigt! Als Begründung wird auf die von uns vom Grundsatz angezwei-
felte Rechtmäßigkeit der Anforderung nach einem zweiten baulichen Rettungsweg gemäß den Angaben der
„Feuerwehr‘‘- nun ergänzt durch Ausbildung von Teilbereichen als notwendiger Flur-, hingewiesen!

Ende offen

Insbesondere dieses durchgängige „Nicht- Klären‘‘ in der beschriebenen Angelegenheit, die damit
einhergehenden Existenzfrage der Institution TUT,  war und ist Hauptgrund unserer Anfrage und un-
ser Motiv,  diese Vorgehensweise nun der Öffentlichkeit zugänglich zu machen.

Der gesamte Vorgang liegt uns vor und kann bei Bedarf angefordert werden.
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4. Gegenüberstellung MBO / NBauO, Bewertung zur Rechtsauslegung

Fazit aus derzeitiger Handhabung

Da es sich neben dem bundesweiten Interesse auch um eine recht spezifische niedersächsische Problematik
handelt, da schon ab 10 Personen gefordert und dabei auch noch unterschiedliche Begriffe verwendet wer-
den, anbei eine Gegenüberstellung der entsprechenden Paragraphen, um daraus  die entsprechenden
Schlüsse zu ziehen:

4.1 Musterbauordnung der Bauministerkonferenz 2002:
1. § 33 (3) Satz 2 Bei Sonderbauten ist der zweite Rettungsweg über Rettungsgeräte der Feuerwehr  nur
zulässig, wenn keine „Bedenken‘‘ wegen der Personenrettung bestehen. (Gesetzliches Ermessen nach §§ 39,
40 VwVfG der unteren Bauaufsicht).

Hinweis zu Sonderbauten:
Sonderbauten mit Anforderungen an einen zweiten baulichen Rettungsweg  (Legaldefinition) sind Ver-
sammlungsstätten (ab 200 Personen), Beherbergungsstätten (ab 60 Betten), Schulen, nach § 2 Abs. 4 Satz 6.
MBO, aber auch Gebäude mit Räumen, die einzeln für die Nutzung durch mehr als 100 Personen bestimmt
sind. An Sonderbauten dürfen nach §51 MBO besondere Anforderungen gestellt, aber auch Erleichterungen
gestattet werden. (Das gesetzliche Ermessen richtet sich hierbei nach §§ 39, 40 VwVfG).

2. § 33 (3) MBO Satz 1 Gebäude, deren zweiter Rettungsweg über Rettungsgeräte der Feuerwehr führt dürfen
nur errichtet werden, wenn die Feuerwehr über die erforderlichen Rettungsgeräte wie Hubrettungsfahr-
zeuge verfügt. (Die Verwendung der Bezeichnung „wie Hubrettungsfahrzeuge ‘‘ schließt hierbei den Einsatz einer
3- teiligen Schiebeleiter, sofern die Feuerwehr darüber verfügt, nicht aus) .2 Bei Sonderbauten ist der zweite Ret-
tungsweg über Rettungsgeräte der Feuerwehr nur zulässig, wenn keine Bedenken wegen der Personenret-
tung bestehen.

Daraus zu ziehender Schluss:
Nach §14 MBO 2002 ist bei Sonderbauten schutzzielorientiert zu prüfen, ob die Rettung von Menschen
und Tieren, sowie wirksame Löscharbeiten über Geräte der Feuerwehr „möglich‘‘ sind. Eine Quantifizierung
(Rettungsraten) oder ein Vergleich im Verhältnis zur Qualität eines baulichen Rettungsweges ist nicht zwin-
gend herzuleiten.

4.2 Niedersächsische Bauordnung 2012
(Novelliert 2012 auf der Grundlage der MBO 2002)
§33 Absatz 2 Satz 3 NBauO 2012 formuliert abweichend von der MBO:
Ein zweiter Rettungsweg über eine von der Feuerwehr erreichbare Stelle der Nutzungseinheit ist geeignet,
wenn Bedenken in Bezug auf die Eignung des Rettungsweges für die Rettung der Menschen nicht bestehen;
für ein Geschoss einer Nutzungseinheit nach Satz 1, ausgenommen Geschosse von Wohnungen, das für die
Nutzung durch mehr als 10 Personen bestimmt ist, ist die Eignung des Rettungsweges zu prüfen.

2. § 14 Absatz 1 NBauO 2012 formuliert, ebenfalls abweichend von der MBO:
… Rettung von Menschen und Tieren sowie wirksame Löscharbeiten möglich sind. Soweit die Mittel der
Feuerwehr zur Rettung von Menschen nicht ausreichen, sind stattdessen geeignete bauliche Vorkehrungen
zu treffen.
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Die in Niedersachsen verwendeten Begriffe:

„Nutzungseinheit‘‘, statt „Sonderbau‘‘;
„Eignung prüfen‘‘, statt „möglich‘‘ und
„Mittel‘‘ statt „Gerät‘‘,

sorgen etwas für Verwirrung, machen eine sachgerechte Auseinandersetzung nicht einfacher und werden zur
Vergleichbarkeit in den Gegenüberstellungen synonym verwendet.

4.3 Gemeinsamer, zu verwendender Maßstab:
1. In Niedersachsen ist wie in der MBO gemäß der Generalklausel § 14 zuallererst zu prüfen, ob Rettung von
Menschen und Tieren sowie wirksame Löscharbeiten nach §14 NBauO und wirksame Löscharbeiten
„möglich‘‘ sind.

2. Soweit die Mittel/ Geräte der Feuerwehr zur Rettung von Menschen nicht ausreichen, sind stattdessen
geeignete bauliche Vorkehrungen zu treffen.

„Bedenken‘‘ in Bezug auf die Eignung des Rettungsweges wären nach unserem Kenntnisstand und bisheri-
ger Handhabung z. B. nicht ausreichendes Gerät (Niedersachsen:  „Mittel‘‘) der Feuerwehr. (Mittel/ Geräte der
Feuerwehr sind auch vorhandene Druckbelüfter und Atemschutz, Schutzbekleidung,…)!  Ansonsten
sind geeignete weitergehende bauliche Vorkehrungen zu treffen.

4.4 Eingestellte Anforderungen in Niedersachsen:
Durch die Formulierung „Nutzung durch mehr als 10 Personen‘‘ wird die Feuerwehr statt bei besonders
schwierigen Fällen (Sonderbau) seit 2012 nunmehr bei jeder Nutzung ab 10 Personen durch die untere Bau-
aufsicht um Stellungnahmen gebeten.
Rechtsauslegung: Eine Bewertung, ob in besonders schwierigen Fällen (Sonderbau) die Geräteausstattung, die
Zugänglichkeit, die Bewegungsflächen und anleiterbare Fenster vorhanden sind, ist in Niedersachsen von der Feu-
erwehr in Form von Stellungnahmen zu erstellen. (Anlage zum RdErl. Vom xx03.2014, Az. 36.11 --- 13120).

Im Rahmen der erforderlichen Abstimmungen sind Fragen wie Geräteausstattung, Zugänglichkeit, Bewe-
gungsflächen und anleiterbare Fenster durch die Feuerwehr schnell beantwortet. Hierzu werden nach unse-
rem Kenntnisstand, sofern alle Aspekte ausreichend vorhanden sind, keine Bedenken geäußert.

4.5 Derzeitige Handhabung:
Regelmäßig äußert die Feuerwehr aber Bedenken allgemeiner Art bezüglich einer möglichen Eignung der
Rettung über Geräte der Feuerwehr.

Die Feuerwehr fordert daher vom Bauherren/ Architekten (im „Regelfall‘‘ mündlich) die Errichtung eines
zweiten baulichen Rettungsweges (Außentreppen), um eine Genehmigung zu erlangen.

Rechtsauslegung: Die Prüfung der Eignung des zweiten Rettungsweges über Rettungsgeräte der Feuerwehr
obliegt der unteren Bauaufsichtsbehörde. Die untere Bauaufsichtsbehörde soll den Träger des Brandschutzes
gem. § 2 NBrandSchG beteiligen und zur Abgabe einer Stellungnahme auffordern (Anpassung des RdErl. v.
07.03.2007 bezüglich der Novellierung der NBauO zum 1. November 2012).

Den Bedenken der Feuerwehr bezüglich der Eignung des zweiten Rettungsweges (über Geräte der Feuer-
wehr) schließt sich die Genehmigungsbehörde in der Regel an und fordert  (im Vorfeld mündlich) die Er-
richtung eines zweiten baulichen Rettungsweges (Außentreppen), um eine Genehmigungsfähigkeit zu
erhalten. Ein Abwägen über die rechtliche Verhältnismäßigkeit oder gar Sinnhaftigkeit im konkreten Einzel-
fall  findet in der Regel nicht statt.
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Obwohl die Rettung von Menschen und Tieren sowie wirksame Löscharbeiten im Sinne des Baurechts „mög-
lich‘‘ sind, führen darüber hinausgehende „Bedenken‘‘ der Feuerwehren regelmäßig dazu, dass auch weit
unterhalb der Anwendungsbereiche der Sonderbauverordnungen ab 10 Personen zweite bauliche Ret-
tungswege zwingend, ohne Möglichkeiten einer „Kompensation‘‘ gefordert werden.

4.6 Resümee:

· Die Anforderung nach einer gleichen Sicherheit wie der des ersten Rettungsweges ist aus dem Gesetzes-
text der MBO und der NBauO NICHT zwingend herzuleiten.

· Die derzeitige Handhabung entspricht NICHT der Vorgabe des Runderlasses.

· Über das Baurecht hinausgehende Anforderungen mit  Normen aus dem Feuerwehrwesen (DIN 18090,
DIN 14675, DIN EN 14043, DIN EN 13044,…) zu begründen, ist nicht zielführend.

· Eine Begründung, warum weitere Geräte/ Mittel der Feuerwehr wie z. B. Druckbelüfter, Schutzanzüge,
Atemschutzgerät etc., um die die Rettung von Menschen ermöglichen, ignoriert  werden, der erste bauli-
che Rettungsweg als nicht existent und benutzbar gedeutet wird, jegliche Eigenrettung negiert wird, AL-
LE Personen im Brandfall ausschließlich über Leitern gerettet werden dürfen und warum entgegen der
Ausbildung der Feuerwehr diese einseitige Fixierung  auf Leitern besteht, steht aus.

Alle oben benannten Punkte kumulieren auf eine Kernfrage an die Einsatzleitung:

Warum benutzt die Feuerwehr im Brandfall mit Ihren Mitteln nicht auch die Treppe?
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